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Beiblatt zum Antrag: BBE Blumendorf Bio- Energie GmbH & Co. KG, Blumendorf 11, 23843 
Bad Oldesloe

Hinweise

Bei der Ausführung der Änderung der Anlage sind u. a. folgende Vorschriften einzuhalten:

 die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG),

 die Vorschriften der aufgrund des ArbSchG erlassenen Rechtsvorschriften, insbesondere 
die Baustellenverordnung (BaustellV), die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), die hierzu 
erlassenen Arbeitsstätten-Richtlinien (ASR) sowie die Verordnung über Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (Biostoffverordnung – Bio-
StoffV),

 die Vorschriften der aufgrund des ArbSchG und des Chemikaliengesetzes (ChemG) erlas-
senen Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Gefahrstoffverordnung - 
GefStoffV),

 die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen, arbeitsmedizinischen und hygienischen 
Regeln, sowie die sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse (§ 4 
ArbSchG),

 die berufsgenossenschaftlichen Vorschriften und Regeln für die Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit (DGUV-Vorschriften & DGUV-Regeln).

Die gesamte Arbeitsschutzdokumentation (u. a. Gefährdungsbeurteilung, Explosionsschutzdoku-
ment, Gefahrstoffverzeichnis, Unterweisungen etc.) ist auf Grundlage der neuen Gegebenheiten 
zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen.

Die Beschäftigten sind einmal jährlich oder bei maßgeblicher Änderung der Anlage oder des Ver-
fahrens zu unterweisen (Nr. 5.3 der TRGS 529 i. V. m. § 12 ArbSchG und § 12 BetrSichV).

Die Auflagen und Hinweise hinsichtlich des Arbeits- und Explosionsschutzes aus früheren Geneh-
migungen behalten weiterhin ihre Gültigkeit.
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Die Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung von Bebauungsplänen ist 

gem. § 33 BauGB zu beurteilen. Eine Voraussetzung hierfür ist die bereits erfolgte Durchfüh-

rung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 

und 4a Abs. 2 BauGB.  

 

Der entsprechende Verfahrensschritt für den B 130 wird voraussichtlich. am 15.07.2026 ab-

geschlossen sein.  

Da die Stellungnahme bis zum 29.06.2026 zu erfolgen hat, ist eine Beurteilung des Vorha-

bens gem. § 33 BauGB nicht möglich. 

 

Es ist allerdings davon auszugehen, dass der Bebauungsplan am 31.08.2026 im Rahmen 

der Sitzung des Wirtschafts- und Planungsausschusses der Stadt Bad Oldesloe seinen Sat-

zungsbeschluss erlangen wird. 

Das Vorhaben wäre dann aus planungsrechtlicher Sicht zulässig. 

II. Bauordnungsrechtliche Beurteilung 

Das Vorhaben ist wegen seiner Art und Nutzung als Sonderbau einzuordnen (§ 51 LBO SH). 

Die Antragsunterlagen liegen vollständig und prüffähig vor. Die Abstandsflächen nach § 6 

LBO SH werden eingehalten. Im Übrigen bestehen unter Beachtung der nachstehenden Auf-

lagen und Hinweise keine Bedenken. 

Ill. Ergebnis  

Bauplanungsrechtlich ist das Vorhaben zum maßgeblichen Zeitpunkt (Fristende 29.06.2026) 

nicht zulässig; eine Beurteilung nach § 33 BauGB ist mangels abgeschlossener Beteiligung 

noch nicht möglich. Mit Abschluss der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (voraussicht-

lich 15.07.2026) bzw. spätestens mit dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 130 

(voraussichtlich 31.08.2026) ist von der planungsrechtlichen Zulässigkeit auszugehen.  

Bauordnungsrechtlich bestehen gegen das Vorhaben unter Beachtung der nachstehenden 

Auflagen und Hinweise keine Bedenken. Das Vorhaben ist ein Sonderbau (§ 51 LBO SH), 

sodass die abschließende Beurteilung von Standsicherheit und Brandschutz der bautechni-

schen Prüfung durch noch zu beauftragende Prüfingenieure vorbehalten bleibt. 

Begründung:  

Das Vorhaben ist wegen seiner Art und Nutzung Sonderbau (§ 51 LBO SH). Für Sonderbau-

ten sind der Standsicherheitsnachweis prüf- und bescheinigungspflichtig und der Brand-

schutznachweis durch eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur für Brandschutz zu prü-

fen und zu bescheinigen (§ 66 Abs. 3 LBO SH). Da wegen der Konzentrationswirkung  

(§ 13 BImSchG) keine Baugenehmigung ergeht, gilt die an die Baugenehmigung anknüpfen-

de Baubeginnregelung des § 72 Abs. 6 LBO SH nicht unmittelbar. Der Vorbehalt des Baube-

ginns und die Vorlagefrist werden daher als Auflage aufgenommen (§ 12 BImSchG, inhaltlich 

orientiert an §§ 66 Abs. 3, 72 Abs. 6 LBO SH). 

 

 

 




